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1. Städtebaulicher Begriff „Vergnügungsstätte“ 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 176 „Bahnhofsstraße“ soll im Plangebiet die Ansied-
lung von Vergnügungsstätten im Hinblick auf schutzwürdige Nutzungen gesteuert 
werden. 

Es wird deshalb zunächst auf den städtebaulichen Begriff „Vergnügungsstätte“ 
eingegangen. 

Unter dem städtebaurechtlichen Begriff „Vergnügungsstätte“ sind als Sammelbe-
griff Gewerbebetriebe besonderer Art zusammengefasst. Unter Vergnügungs-
stätten – mit einer jeweils vorauszusetzenden standortgebundenen Betriebsstätte 
– sind gewerbliche Nutzungsarten zu verstehen, die sich in unterschiedlicher 
Ausprägung unter Ansprache (oder Ausnutzung) des Sexual-, Spiel- und / oder 
Geselligkeitstriebs einer bestimmten gewinnbringenden „Freizeit“ – Unterhaltung 
widmen. 

Der Begriffstypus „Vergnügungsstätte“ bezeichnet im Wesentlichen fünf Unterar-
ten, nämlich: Nachtlokale jeglicher Art und andere Räumlichkeiten, deren Zweck 
auf Darstellung mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist, Diskotheken, Spiel- und 
Automatenhallen, Swinger-Clubs sowie entsprechend ausgestattete Wettbüros. 

 

2. Plangebiet, Planungsanlass und Planungsziele 

2.1 Lage des Plangebiets 

Das ca. 0,6 ha große Plangebiet liegt im westlichen Randbereich der Haaner 
Innenstadt, rd. 200 m östlich der Bahnlinie und unmittelbar südlich der Bundes-
straße 228 (B 228).  

Der räumliche Geltungsbereich wird begrenzt  

- im Norden durch die B 228 (hier: Bahnhofstraße) 

- im Osten durch die Wilhelmstraße,  

- im Westen durch die Heidstraße und  

- im Süden durch die Flurstücke 69, 70 und 83 und 84 in Flur 25, Gemar-
kung Haan. 



Stadt Haan - Begründung zum Bebauungsplan Nr. 176 „Bahnhofstraße“           

Planungsamt                                                                                                          Stand: 20.01.2014 

4

Die genaue Festlegung des räumlichen Geltungsbereichs erfolgt durch die Plan-
zeichnung. 

 

2.2 Situation vor Ort 

Alle Grundstücke im Plangebiet sind in privatem Eigentum und bebaut. 

Die bauliche Struktur des Plangebiets wird geprägt durch eine geschlossene 
vorwiegend dreigeschossige Blockrandbebauung mit Wohn- und Geschäftsräu-
men an der Bahnhofstraße, die zu einem großen Teil in den 1980er Jahren er-
richtet wurde. Bei dem frei stehenden zweigeschossigen Gebäude Bahnhofstra-
ße 36 aus der Mitte des 19. Jahrhunderts handelt es sich um ein Baudenkmal 
nach Denkmalschutzgesetz. 

Im Plangebiet ist insbesondere eine Nutzungsmischung von Wohnen in den 
Obergeschossen und nicht störendem Gewerbe (z. B. Versicherung, Physiothe-
rapie, Imbiss) im Erdgeschoss vorzufinden. Ein ehemals durch die Firma Schle-
cker als Drogerie genutztes Ladenlokal in den Gebäuden Bahnhofsstraße 34, 
34a, 34b gestellt steht z. Z. leer. 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebiets erfolgt über die Bahnhofstraße 
(Stadtein- bzw. Ausfahrtsstraße) und die Wilhelmstraße. Die sich im Bereich des 
Plangebiets nach Norden stark verjüngende Heidstraße (Anliegerstraße) ist zur 
Bahnhofstraße durch Poller abgesperrt. Sie hat hier im Wesentlichen eine Er-
schließungsfunktion für Fußgänger. 

Über die Bushaltestellen „Böttinger Straße“, „Stöcken“, „Haan, Bahnhof“ und 
„Wilhelmstraße“ ist das Plangebiet mit den Linien O1, 742, 784, 786, 792, SB 50 
sowie DL 5 an das öffentliche Personennahverkehrsnetz angeschlossen. Der 
südwestlich des Plangebiets liegende Bahnhof Haan mit Anbindung an den Re-
gionalverkehr in Richtung Wuppertal und Köln / Bonn ist in ca. drei Minuten fuß-
läufig zu erreichen. 

Im Umfeld des Plangebiets sind die Nutzungen an der B 228 zwischen dem zent-
ralen Innenstadtbereich, der rd. 400 m östlich des Plangebiets beginnt und der 
Bahnlinie durch einen attraktiven Mix aus Wohnen, Dienstleistungs- und 
Gastronomiebetrieben, kleineren Läden sowie verschiedenen öffentlichen und 
privaten Bildungs- und Betreuungseinrichtungen gekennzeichnet. Hier befinden 
sich in unmittelbarer Nähe des Plangebiets u. a. ein Seniorenzentrum (Bahnhof-
straße 10) sowie eine gemeinnützige Einrichtung der freien Wohlfahrtspflege 
(Bahnhofstraße 43). Rd. 100 m westlich des Plangebiets befindet sich eine Kir-



Stadt Haan - Begründung zum Bebauungsplan Nr. 176 „Bahnhofstraße“           

Planungsamt                                                                                                          Stand: 20.01.2014 

5

che (Eisenbahnstraße 5). Südlich des Plangebiets befinden sich an der 
Heidstraße und Wilhelmstraße Wohnnutzungen. Im weiteren Umfeld von rd. 350 
m um das Plangebiet befinden sich ein Museum (Stöcken), eine Kindertagesein-
richtung (Breidenhofer Straße 1) sowie eine offene Ganztagsschule 
(Thienhausener Straße 24). 

Das Umfeld des Haaner Bahnhofs ist in den letzten Jahren durch umfangreiche 
investive Maßnahmen (u. a. finanziert mit Städtebauförderungsmitteln) aufgewer-
tet worden ist. Die Bahnhofstraße im Bereich des Plangebiets ist Teil der kürzes-
ten fußläufigen Verbindung zwischen dem Stadtzentrum und dem Bahnhof und 
wird auch stark von Schülern, u. a. der im fußläufigen Einzugsbereich des Bahn-
hofs liegenden Landesfinanzschule (Kaiserstraße 10-14) frequentiert. 

 

2.3 Anlass und Erfordernis der Planung 

In Haan gibt es immer wieder Anfragen, bestimmte Arten von Vergnügungsstät-
ten zu etablieren. Rd. 100 m westlich des Plangebiets (Bahnhofstraße 4) ist be-
reits eine Vergnügungsstätte (Spielhalle) angesiedelt. Aktuell gibt es Bestrebun-
gen, eine weitere Vergnügungsstätte (Sportbar mit Vermittlung von Sportwetten) 
im Plangebiet im Bereich des dort leer stehenden Ladenlokals (Bahnhofstraße 
34, 34a, 34b) zu eröffnen. Ein diesbezüglicher Bauantrag / Antrag auf Nutzungs-
änderung wurde bei der Stadt Haan eingereicht. 

Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben zulässig, 
wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umge-
bung einfügt und die Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht 
beeinträchtigt werden. Entspricht die Eigenart der näheren Umgebung einem der 
in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) bezeichneten Baugebiete, beurteilt 
sich die Zulässigkeit des Vorhabens nach seiner Art allein danach, ob es nach 
der BauNVO in dem entsprechenden Baugebiet allgemein zulässig wäre. Es 
können solche Ausnahmen zugelassen werden, die in der Baunutzungsverord-
nung vorgesehen sind. 

Das Plangebiet entspricht aufgrund der beschriebenen Nutzung einem Mischge-
biet gemäß § 6 BauNVO 1990. Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Un-
terbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stören. 
Was die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten betrifft, so ist bei Mischgebieten 
zwischen den Teilen des Gebietes, die überwiegend durch gewerbliche Nutzun-
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gen geprägt sind und den Teilen, die überwiegend durch Wohnen geprägt sind, 
zu unterscheiden.  

Da im Plangebiet oberhalb der Erdgeschosse fast nur Wohnungen existieren, ist 
das Mischgebiet überwiegend durch eine Wohnnutzung geprägt. Gemäß § 6 
Abs. 3 BauNVO konnten deshalb bisher auch Vergnügungsstätten ausnahms-
weise zugelassen werden, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder 
ihres Umfangs nur in Kerngebieten allgemein zulässig sind.  

Mit der Ansiedlung von Vergnügungsstätten – auch bereits „nicht kerngebietsty-
pischen Vergnügungsstätten“ im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauGB - können 
negative städtebauliche Auswirkungen verbunden sein. 

Städtebauliche Auswirkungen können sogenannte „trading-down-Effekte" sein. 
Damit ist eine nachteilige Veränderung der Attraktivität von Standorten beson-
ders für den Einzelhandel und kleinere Dienstleistungsbetriebe gemeint, was 
insbesondere dann der Fall sein kann, wenn die Vergnügungsstätten nicht zu 
den sonst den Standort prägenden Angeboten passen und andere Nutzergrup-
pen ansprechen. Zudem kann sich die Nutzungsstruktur eines Gebietes mit der 
Ansiedlung von Vergnügungsstätten nachhaltig zulasten der bestehenden Nut-
zungen mit der Folge verändern, dass es zu einer sukzessiven Verdrängung der 
ursprünglichen Einzelhandelsbetriebe und kleiner Dienstleistungsbetriebe kom-
men kann. 

Eine solche Verdrängungsgefahr ist grundsätzlich gegeben, weil aufgrund der 
langen Öffnungszeiten und der damit verbundenen hohen Rentabilitätsmöglich-
keit hohe Mieten gezahlt werden können. Von einer Ansiedlung von Vergnü-
gungsstätten in der Nachbarschaft können auch Einrichtungen mit besonderem 
Schutzbedürfnis nachteilig betroffen sein, wie etwa Kinderbetreuungseinrichtun-
gen. Städtebaulich nachteilige Auswirkungen können auch entstehen, wenn dem 
Wohnen dienende Ortsteile betroffen sind (z. B. durch lange Öffnungszeiten be-
dingter Verkehrslärm in den Abendstunden). 

Im Innenbereich der Stadt Haan sind Vergnügungsstätten in den seit 1984 
rechtskräftig gewordenen Bebauungsplänen bereits überwiegend ausgeschlos-
sen worden oder in das 1. Obergeschoss verlagert worden. Zu diesen Be-
bauungsplänen gehört auch die 1. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 95 "Bahnhofstraße / Wilhelmstraße“, die am 27.02.2009 rechtskräftig wurde 
und mit der der Bereich der bestehenden Spielhalle an der Bahnhofstraße über-
plant wird. 
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Mit der Ansiedlung von Vergnügungsstätten im Plangebiet wird befürchtet, dass 
andere wünschenswerte Nutzungen im Plangebiet und der näheren Umgebung 
verbunden mit einem Rückgang der Angebotsvielfalt verdrängt werden und sich 
die gestalterischen Maßstäbe zwischen Bahnhof und Innenstadt verändern. Zu-
dem wird befürchtet, dass die umfangreichen Wohnnutzungen und sonstigen 
schutzbedürftigen Anlagen, wie Kirche, Schule Kindertagestätte beeinträchtigt 
werden. 

Zwar gibt es außerhalb des Bauplanungsrechts bereits Regelungen zur Zuläs-
sigkeit und zur äußerlichen Gestaltung bestimmter Arten von Vergnügungsstät-
ten. 

So soll nach dem Ausführungsgesetz NRW zum Glückspielstaatsvertrag zwi-
schen Spielhallen ein Mindestabstand von 350 m Luftlinie nicht unterschritten 
werden. Zudem soll eine Spielhalle nicht in der räumlichen Nähe zu öffentlichen 
Schulen und Einrichtungen der Kinder- Jugendhilfe betrieben werden, wobei re-
gelmäßig ebenfalls der 350-m-Mindestabstand zu Grunde gelegt werden soll. 
Weiterhin darf nach dem Gesetz von der äußeren Gestaltung der Spielhalle kei-
ne Werbung für den Spielbetrieb oder die in der Spielhalle angebotenen Spiele 
ausgehen. 

Das Plangebiet liegt vollständig im 350 m Umring um die bestehende Spielhalle 
Bahnhofstraße 4, so dass diese Regelungen auch das Plangebiet betreffen. 

In Bezug auf die Ansiedlung von Vergnügungsstätten im Hinblick auf schutzwür-
dige Nutzungen gibt es dennoch Steuerungsbedarf durch die Bauleitplanung, da 
in o.g. Gesetz nicht alle Arten von Vergnügungsstätten geregelt werden. 

 

2.4 Ziele der Planung 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 176 „Bahnhofsstraße“ soll im Plangebiet die Ansied-
lung von Vergnügungsstätten im Hinblick auf schutzwürdige Nutzungen gesteuert 
werden. 

Ziel der Planung ist es, den attraktiven Mix aus Wohnen, Dienstleistungs- und 
Gastronomiebetrieben, kleineren Läden entlang der B 228 - auch im Interesse 
einer wohnortnahmen Versorgung der Bevölkerung – zu schützen. 

Eine Beeinträchtigung der im Plangebiet vorhandenen umfangreichen Wohnnut-
zung und der anderen in der Umgebung vorhandenen Anlagen mit besonderem 
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Schutzbedürfnis, wie der o. g. religiösen Einrichtung und den verschiedenen Bil-
dungs- und Betreuungseinrichtungen soll verhindert werden. 

Aufgrund der oben dargestellten möglichen Auswirkungen einer Ansiedlung von 
Vergnügungsstätten soll die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten an diesem 
Standort ausgeschossen werden. 

Damit besteht die Möglichkeit, entsprechende Anträge ablehnen zu können, so 
dass andere Nutzungen wie etwa Gastronomie und Einzelhandel bessere An-
siedlungsvoraussetzungen finden. 

 

3. Planungsrechtliche Vorgaben 

3.1 Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Haan aus 1994 werden die inner-
städtischen Lagen entlang der B 228 fast ausschließlich als Kern- oder Mischge-
biete ausgewiesen. 

Das Plangebiet selbst ist als Mischgebiet ausgewiesen. 

 

3.2 Bebauungspläne 

Das Plangebiet liegt nicht im Geltungsbereich eines rechtskräftigen Bebauungs-
plans („unbeplanter Innenbereich“). Die planungsrechtliche Beurteilung der Zu-
lässigkeit von Vorhaben erfolgt nach § 34 BauGB (Zulässigkeit von Vorhaben 
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile) 

 

3.3 Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts für die Stadt Haan 

Am 17.12.2013 hat der Rat der Stadt Haan die Fortschreibung des Einzelhan-
delskonzeptes für die Stadt Haan in seiner Fassung vom 11.11.2013 gemäß § 1 
Abs. 6 Nr. 11 BauGB als städtebauliches Entwicklungskonzept beschlossen. 
Laut Einzelhandelskonzept zeigt der Bestand an der Bahnhofsstraße zwar nicht 
die erforderlichen Merkmale für zentrale Versorgungsbereiche auf. Unberührt 
hiervon bleibe jedoch die Tatsache, dass der Standort eine Versorgungsfunktion 
übernehmen soll. 
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4. Planverfahren 

Der Rat der Stadt Haan hat am 05.03.2013 den Beschluss zur Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 176 „Bahnhofstraße“ nach § 2 Abs. 1 BauGB gefasst. 

Durch die Novelle des BauGB 2013 wurde ein neuer „Bebauungsplan-Typ“ zur 
Steuerung von Vergnügungsstätten geschaffen. Nach § 9 Abs. 2b BauGB kann 
für im Zusammenhang bebaute Ortsteile (§ 34) in einem Bebauungsplan, auch 
für Teile des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans, festgesetzt 
werden, dass Vergnügungsstätten oder bestimmte Arten von Vergnügungsstät-
ten zulässig oder nicht zulässig sind, oder nur ausnahmsweise zugelassen wer-
den können, um 

1. eine Beeinträchtigung von Wohnnutzungen oder anderen schutzbedürfti-
gen Anlagen wie Kirchen, Schulen und Kindertagesstätten oder  

2. eine Beeinträchtigung der sich aus der vorhandenen Nutzung ergebenden 
städtebaulichen Funktion des Gebietes oder eine städtebaulich nachteili-
ge Häufung von Vergnügungsstätten zu verhindern. 

Mit diesem neuen Instrument zur Steuerung von Vergnügungsstätten kann die 
Gemeinde unbeplante Innenbereiche durch einen einfachen Bebauungsplan oh-
ne Festsetzung von Baugebieten überplanen. 

Für diesen einfachen Bebauungsplan ist ein Entwicklungskonzept für Vergnü-
gungsstätten nicht gefordert. Es ist lediglich im Rahmen der Bebauungsplanung 
aufzuzeigen, dass Vergnügungsstätten im Gemeindegebiet nicht gänzlich ver-
hindert werden, sondern in anderen Gebieten zulässig bleiben. 

Eine entsprechende Ergänzung in § 13 Abs. 1 Satz 1 BauGB stellt zudem klar, 
dass die Aufstellung eines solchen einfachen Bebauungsplans zur Steuerung 
von Vergnügungsstätten auch im vereinfachten Verfahren möglich ist, wenn  

1. die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht vor-
bereitet oder begründet wird und  

2. keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b genannten Schutzgüter („Natura-2000-Gebiete“) bestehen. 
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Da diese Anwendungsvoraussetzungen bei der Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. 176 „Bahnhofstraße“ erfüllt werden, kann das vereinfachte Verfahren nach § 
13 BauGB angewendet werden. 

Gemäß § 13 Abs. 2 BauGB kann im vereinfachten Verfahren von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 BauGB („Bürgeranhörung“) und § 
4 Abs. 1 BauGB (frühzeitige Trägerbeteiligung) abgesehen werden. Diese Mög-
lichkeit wird hier genutzt. 

Darüber hinaus wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB im vereinfachten Verfahren von 
der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, vom Umweltbericht nach § 2a 
BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden 
Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB abgesehen. 

Da der Bebauungsplan gegenüber der heutigen Situation keine weitergehenden 
Nutzungsrechte einräumt, kann im Rahmen dieses Aufstellungsverfahrens auch 
von der Prüfung der Artenschutzbelange („Artenschutzrechtliche Prüfung“) ge-
mäß § 44, 45 Bundesnaturschutzgesetz abgesehen werden. Im Falle einer Be-
bauung oder Umnutzung ist in den nachgeordneten Genehmigungsverfahren 
unter Beteiligung der zuständigen Behörden zu prüfen, ob eine artenschutzrecht-
liche Prüfung erforderlich ist. 

 

5. Planinhalt 

5.1 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

Neben der Festsetzung der Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans Nr. 176 „Bahnhofstraße“ gem. § 9 Abs. 7 BauGB enthält der Be-
bauungsplan lediglich Festsetzungen gem. § 9 Abs. 2b BauGB. Eine Bauge-
bietsart wird nicht festgesetzt. 

Im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplans sind Vergnügungsstätten im 
Sinne des § 6 Abs. 3 BauNVO auch ausnahmsweise nicht zulässig. 

Hierunter fallen u. a: 

- Nachtlokale jeglicher Art, Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf 
Darstellung mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind 

- Diskotheken 
- Spiel- und Automatenhallen 
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- Sex- und Swinger-Clubs 
- Wettbüros 

Die Benennung dieser Unterarten dient der Verdeutlichung des Begriffs Vergnü-
gungsstätten. Es sind alle Unterarten von Vergnügungsstätten ausgeschlossen. 

Mit der Festsetzung soll u. a. eine Beeinträchtigung der oben bereits dargestell-
ten umfangreichen Wohnnutzung im Plangebiet und den angrenzenden Gebieten 
sowie der anderen oben dargestellten im nahen Umfeld vorhandenen ebenfalls 
schutzbedürftigen Nutzungen wie Kirche, Kindertagesstätte und Schule verhin-
dert werden. Der Bebauungsplan dient damit überwiegend der Bestandssiche-
rung. 

Vergnügungsstätten sind derzeit u. a. an der Bahnhofstraße und an der 
Hochdahler Straße angesiedelt. Darüber hinaus gibt es auch im übrigen Stadt-
gebiet einschließlich der Haaner Innenstadt Flächen, an denen eine umgebungs-
verträgliche Ansiedlung dieser Nutzungsart grundsätzlich möglich und umsetzbar 
ist. Ein weiter gehendes Angebot an Standorten für Vergnügungsstätten im In-
nenstadtbereich ist deshalb nicht erforderlich; der Ausschluss im Bebauungsplan 
Nr. 176 „Bahnhofsstraße“ ist somit gerechtfertigt. 

Neben dem Ausschluss der Nutzungsart „Vergnügungsstätten“ im Bebauungs-
plan richtet sich die Zulässigkeit von Vorhaben im Übrigen nach § 34 BauGB, 
auch hinsichtlich der sonstigen Zulässigkeit von Vorhaben nach der Art der bauli-
chen Nutzung. Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufge-
nommen. 

 

5.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Haan als 
Mischgebiet ausgewiesen. Es handelt sich auch um ein faktisches Mischgebiet. 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 176 „Bahnhofstraße“ wird der 
Zulässigkeitsmaßstab nicht wesentlich verändert. Der Bebauungsplan erfüllt so-
mit das Entwicklungsgebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB, nach dem Bebauungsplä-
ne aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln sind. 
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5.3 Auswirkungen der Planung 

Bisher wird die Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans uneingeschränkt nach den Bestimmungen des § 34 BauGB geregelt. Be-
dingt durch den Ausschluss von Vergnügungsstätten sind zukünftig Nutzungen 
im Plangebiet ausgeschlossen, die derzeit möglicherweise ausnahmsweise zu-
gelassen werden könnten („nicht kerngebietstypische Vergnügungsstätten“ im 
Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauGB). 

Da der Bebauungsplan gegenüber der heutigen Situation keine weitergehenden 
Nutzungsrechte einräumt, sind negative Auswirkungen auf Verkehr, Immissions-
schutz, Natur und Landschaft, zentrale Versorgungsbereiche nicht zu erwarten. 

 

6. Bodenordnung 

Zur Umsetzung Bebauungsplans Nr. 176 „Bahnhofstraße“ sind keine bodenord-
nenden Maßnahmen erforderlich. 

 

7. Städtebauliche Kennwerte 

Größe des Geltungsbereichs: rd. 0,6 ha 
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